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1. Kapitalgesellschaft
Behandlung von nachträglichen Kaufpreis-
änderungen bei Veräußerungen von Kapital-
gesellschaften
BMF-Schreiben vom 24. Juli 2015, IV C 2 – 
S2750-a/07/10002:002

Mit BMF-Schreiben vom 24. Juli 2015 hat die Finanzverwal-
tung ihre Auffassung zur Behandlung von nachträglichen Kauf-
preisänderungen beim Verkauf von Kapitalgesellschaften an 
die BFH-Rechtsprechung der letzten Jahre angepasst. Das 
bislang gültige BMF-Schreiben vom März 2008 wird durch das 
neue Schreiben ersetzt.

Nach der früheren Ansicht der Finanzverwaltung bestand kei-
ne Rückwirkung, so dass die Änderung im Jahr der Kaufpreis-
anpassung zu berücksichtigen war und nicht auf das Jahr der 
Veräußerung zurückwirkte. Nachteilig an dieser Regelung 
war, dass z. B. ein zunächst entstandener Veräußerungsge-
winn steuerlich im Jahr der Veräußerung zu berücksichtigen 
war. Eine nachträgliche Minderung des Kaufpreises wirkte sich 
hingegen erst im Jahr des Eintritts der Minderung aus. Diese 
Auffassung der Finanzverwaltung hat sich, unter Berücksich-
tigung der aktuellen BFH-Rechtsprechung zu diesem Thema, 
mit dem genannten BMF-Schreiben geändert.

Nach dem neuen Schreiben wirken nach-
trägliche Kaufpreisanpassungen steuer-
lich auf das Jahr der Veräußerung zurück. 
Das heißt, sofern sich nachträglich, z. B. 
aufgrund entsprechender Regelungen im 
Kaufvertrag oder aufgrund eines Forde-
rungsausfalls, die Höhe des Kaufpreis än-
dert, kommt es unabhängig davon, wann 
die Änderung eintritt, zu einer Änderung 
der steuerlichen Bemessungsgrundlage 
im Jahr des Verkaufs.

2. Vermietung und Ver-
pachtung 

Abziehbarkeit von Schuldzinsen sowie von 
Vorfällig keitsentschädigungen als nachträgliche 
Werbungs kosten im Rahmen der Einkünfte aus 
Vermietung und Verpachtung
BMF-Schreiben vom 27. Juli 2015, IV C 1 – 
S2211/11/10001

Mit Schreiben vom 27. Juli 2015 hat das Bundesfinanzminis-
terium zur Abziehbarkeit von Schuldzinsen als nachträgliche 
Werbungskosten bei Einkünften aus Vermietung und Verpach-
tung nach Veräußerung des Mietobjektes oder nach dem Weg-
fall der Einkünfteerzielungsabsicht sowie von Vorfälligkeits-
entschädigungen Stellung genommen. Anlass dazu waren 
die Entscheidungen des BFH vom 20. Juni 2012 – IX R 67/10, 
vom 21. Januar 2014 – IX R 37/12, vom 11. Februar 2014 – IX 
R 42/13 und vom 8. April 2014 – IX R 45/13, in welchen er sich 
mit der Qualifizierung der Aufwendungen als (nachträgliche) 
Werbungskosten befasst und u.a. seine bisherige Rechtspre-
chung aufgegeben hat. 

Mit Schreiben vom 27. Juli 2015 hat das Bundesfinanzminis-
terium zur Abziehbarkeit von Schuldzinsen als nachträgliche 
Werbungskosten bei Einkünften aus Vermietung und Verpach-
tung nach Veräußerung des Mietobjektes oder nach dem Weg-
fall der Einkünfteerzielungsabsicht sowie von Vorfälligkeits-
entschädigungen Stellung genommen. Anlass dazu waren 
die Entscheidungen des BFH vom 20. Juni 2012 – IX R 67/10, 
vom 21. Januar 2014 – IX R 37/12, vom 11. Februar 2014 – IX 
R 42/13 und vom 8. April 2014 – IX R 45/13, in welchen er sich 
mit der Qualifizierung der Aufwendungen als (nachträgliche) 
Werbungskosten befasst und u.a. seine bisherige Rechtspre-
chung aufgegeben hat.

Mit der erstmaligen Verwendung einer Darlehensvaluta zur An-
schaffung eines Vermietungsobjekts wird der notwendige Ver-
anlassungszusammenhang unterstellt. Für die Aufrechterhal-
tung des Zusammenhangs und den Abzug der Werbungskos-
ten nach der Veräußerung des Mietobjektes müssen die oben 

Bei Einkünften aus Vermietung und Ver-
pachtung kommt es bei der Qualifizierung 
der Aufwendungen als Werbungskosten 
einerseits auf den mit der Schuldaufnah-
me verfolgten Zweck, welcher auf die Er-
zielung von Einnahmen aus Vermietung 
und Verpachtung gerichtet sein muss, und 
andererseits auf die zweckentsprechende 
Verwendung der Mittel an. Der notwen-
dige Veranlassungszusammenhang von 
Schuldzinsen mit Einkünften aus Vermie-
tung und Verpachtung ist danach als ge-
geben anzusehen, wenn ein objektiver Zu-
sammenhang dieser Aufwendungen mit 
der Überlassung eines Vermietungsob-
jekts zur Nutzung besteht und subjektiv 
die Aufwendungen zur Förderung dieser 
Nutzungsüberlassung gemacht werden. 
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erwähnten Urteile und die unten dargestellten Rechtsgrundsät-
ze des BMF beachtet werden.

Nach den Ausführungen des BMF können die Schuldzinsen 
für fremdfinanzierte Anschaffungs-/Herstellungskosten ei-
nes Mietobjekts nach dessen Veräußerung weiter als nach-
trägliche Werbungskosten abgezogen werden, wenn und so-
weit die Verbindlichkeit nicht durch den Veräußerungserlös ge-
tilgt werden kann. Dabei ist für den Abzug der Werbungskos-
ten unmaßgeblich, ob die Veräußerung innerhalb der zehnjäh-
rigen Veräußerungsfrist erfolgt und gemäß § 23 Abs. 1 S. 1 
Nr. 1 EStG steuerbar ist. Bei mehreren Darlehensverbindlich-
keiten ist für die steuerliche Anerkennung der Verwendung 
der Veräußerungserlöse zur Tilgung der Verbindlichkeit ent-
scheidend, dass die Darlehen marktüblich und wirtschaftlich 
unter Berücksichtigung der Zinskonditionen abgelöst werden. 
Die Werbungskosten sind auch bei Refinanzierungs- oder Um-
schuldungsdarlehen absetzbar, soweit die Valuta des Darle-
hens nicht über den abzulösenden Restdarlehensbetrag hi-
nausgeht und die Umschuldung sich im Rahmen einer übli-
chen Finanzierung bewegt. Die vorgenannten Rechtsgrundsät-
ze gelten für nach dem 31. Dezember 1998 getätigte Grund-
stücksveräußerungen. Für ältere Sachverhalte sind die Schuld-
zinsen, die auf die Zeit nach der Veräußerung oder dem Weg-
fall der Einkünfteerzielungsabsicht entfallen, nicht als (nach-
trägliche) Werbungskosten abziehbar.

Weiterhin stellen die Vorfälligkeitsentschädigungen, die bei der 
Veräußerung für die Ablösung einer Fremdfinanzierung der 
Anschaffungs-/Herstellungskosten des Mietobjektes gezahlt 
wurden, keine nachträglichen Werbungskosten bei den Ein-
künften aus Vermietung und Verpachtung dar. Sie sind Veräu-
ßerungskosten i.S.d. § 23 Abs. 3 i.V.m. § 23 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 
EStG. Die bisherigen Rechtsgrundsätze, wonach die Vorfäl-
ligkeitsentschädigungen als Werbungskosten im Bereich der 
Vermietungseinkünfte abgezogen wurden, sind jedoch für 
rechtswirksam abgeschlossene Veräußerungen der Mietob-
jekte vor dem 27. Juli 2015 weiterhin anwendbar. 

Sollte die Einkünfteerzielungsabsicht bei dem Steuerpflichti-
gen vor der Veräußerung des Mietobjekts wegfallen, stehen 
die Schuldzinsen aus einem Darlehen nicht mehr mit den Ein-
künften aus Vermietung und Verpachtung in wirtschaftlichem 
Zusammenhang. Sie sind vielmehr die Gegenleistung für die 
Kapitalüberlassung, die im privaten Vermögensbereich nicht 
mehr der Erzielung von Einkünften dient.

Voraussetzung für den nachträglichen Werbungskostenabzug 
von Schuldzinsen bei fremdfinanzierten, sofort abziehbaren 
Werbungskosten (Erhaltungsaufwendungen) ist, dass der Ver-
äußerungserlös eines Mietobjektes für die Darlehenstilgung 

nicht ausreicht. Sollte der Erlös für andere Zwecke als die Til-
gung der Verbindlichkeit verwendet werden, liegt die Vermu-
tung nahe, dass das Darlehen aus privater Motivation beibe-
halten wird und daher nicht als Werbungskosten abziehbar ist. 
Dasselbe gilt, wenn mehrere Darlehen zur Finanzierung des 
Mietobjekts aufgenommen wurden. Die vorgenannten Rechts-
grundsätze gelten für nach dem 31. Dezember 2013 getätigte 
Veräußerungen. Für ältere Sachverhalte kommt es aufgrund 
des Vertrauensschutzes nicht darauf an, ob der Veräußerungs-
erlös zur Tilgung des Darlehens ausgereicht hätte. 
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3. Organschaft
Gewerbesteueranrechnung nach § 35 EStG für 
Veräußerungsgewinne nach Umwandlung einer 
Organgesellschaft in eine Personengesellschaft
BFH-Urteil vom 28. Mai 2015, IV R 27/12

Der BFH hat in seinem Urteil vom 28. Mai 2015 entschieden, 
dass die im Anschluss an die Umwandlung einer Organgesell-
schaft in eine Personengesellschaft erzielten und mit Gewer-
besteuer belasteten Veräußerungs- und Aufgabegewinne der 
Steuerermäßigung des § 35 Abs. 2 EStG unterliegen.

In dem zu entscheidenden Fall ging es um eine Organgesell-
schaft in der Rechtsform einer GmbH, welche im Jahr 2002 
formwechselnd in eine GmbH & Co. KG (Tochter-KG) umge-
wandelt wurde. Entsprechend der Bestimmungen des § 18 
Abs. 2 UmwStG in der im Jahr 2005 (Streitjahr) geltenden Fas-
sung wurde der bei der Umwandlung der GmbH entstandene 
Übernahmegewinn gewerbesteuerlich nicht erfasst.

Im Jahr 2005 veräußerte die alleinige Gesellschafterin und frü-
here Organträgerin (Holding-KG) die Kommanditanteile an der 
Tochter-KG sowie die Anteile an deren Komplementär-GmbH 
an einen Investor, ebenfalls eine KG. Der dabei erzielte Ver-
äußerungsgewinn wurde in den Gewerbeertrag der zuvor um-
gewandelten Tochter-KG einbezogen. Den auf den Veräuße-
rungsgewinn entfallenden Teil des Gewerbesteuermessbe-
trags berücksichtigte das Finanzamt allerdings im Gewinnfest-
stellungsbescheid für die Tochter-KG nicht bei der Feststellung 
des nach § 35 EStG anrechenbaren Gewerbesteuer-Messbe-
trags und bezog sich dazu auf § 18 Abs. 4 Satz 3 UmwStG 
damaliger Fassung (heute: § 18 Abs. 3 Satz 3 UmwStG). 
Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz (Urteil vom 20. Juni 2012, 
3 K  236/09) hielt diese Handhabung ebenfalls für richtig. 

Der BFH folgte dieser Auffassung in seinem Urteil nicht. 
Nach § 18 Abs. 3 UmwStG (früher Abs. 4) unterliegen Ge-
winne aus der Aufgabe oder Veräußerung des Betriebs einer 
Personengesellschaft sowie aus deren Veräußerung eines 
Teilbetriebs oder von Anteilen an der Personengesellschaft 
der Gewerbesteuer, wenn die Personengesellschaft zuvor in-
nerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren durch Umwandlung 
aus einer Kapitalgesellschaft hervorgegangen ist. Zusätz-
lich bestimmt § 18 Abs. 3 Satz 3 UmwStG, dass der auf ei-
nen solchen Gewinn entfallende GewSt-Messbetrag nicht zur 
Anrechnung nach § 35 EStG führt (Anmerkung: Hintergrund 
dieser Regelung ist, dass, wenn eine vormalige GmbH ihren 
Betrieb veräußert, der Veräußerungsgewinn grundsätzlich 
auch voll gewerbesteuerpflichtig wäre und die Anrechnungs-
vorschrift des § 35 EStG in diesem Fall keine Anwendung fin-

den würde. Dies soll nicht dadurch umgangen werden kön-
nen, dass die GmbH zunächst in eine Personengesellschaft 
umgewandelt und im Anschluss daran der Betr ieb der 
Personengesellschaft veräußert wird, damit die Mitunterneh-
mer der Personengesellschaft von der Anrechnungsmöglich-
keit des § 35 EStG profitieren können.).

Würde man in einem solchen Fall die Anrechnung der Gewer-
besteuer auf den nach der Umwandlung entstandenen Ge-
winn versagen, käme es zu einer höheren Steuerbelastung, 
als wenn die Kapitalgesellschaft ihren Betrieb veräußert hät-
te. Dafür bietet § 18 Abs. 3 UmwStG jedoch keine Grundlage, 
weshalb eine einschränkende Auslegung des § 35 Abs. 1 Nr. 2 
EStG mit Rücksicht auf die sondergesetzliche Wertung des 
§ 18 Abs. 4 UmwStG nicht in Betracht kommt.

Dennoch ist nach Ansicht des BFH zu 
berücksichtigen, dass von der Anrech-
nung nur solche Gewinne ausgeschlos-
sen sind, die bei der umgewandelten 
Kapitalgesellschaft der Gewerbesteu-
er unterlegen hätten und keiner Anrech-
nung zugänglich gewesen wären. Ist die 
umgewandelte Kapitalgesellschaft aber – 
wie hier – Organgesellschaft einer zur An-
rechnung befugten Organträgerin, hätte 
der Gewinn auf der Ebene der Organträ-
gerin der Gewerbesteuer unterlegen und 
wäre nach § 35 EStG anrechenbar gewe-
sen. Die Anteilseigner hätten somit von 
der Anrechnung profitieren können. 
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Keine körperschaft steuerliche Organschaft bei 
atypisch  stiller Beteiligung
BMF-Schreiben vom 20. August 2015, IV C 2 – 
S 2770/12/10001

Mit Schreiben vom 20. August 2015 hat das BMF zur körper-
schaftsteuerlichen Organschaft bei Bestehen einer atypisch 
stillen Beteiligung Stellung genommen. Eine solche ist gekenn-
zeichnet dadurch, dass der atypisch stille Gesellschafter an 
den stillen Reserven der Hauptgesellschaft beteiligt ist.

Bestehen allerdings am Stichtag 20. August 2015 (Tag, an dem 
das BMF-Schreiben ergangen ist) steuerlich bereits anerkann-
te Organschaften mit Organträgern, an deren Handelsgewerbe 
atypisch stille Beteiligungen bestehen, kann die Finanzverwal-
tung unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles 
eine Organschaft aus Billigkeitsgründen und Gründen des Ver-
trauensschutzes weiter anerkennen. Die Anerkennung liegt je-
doch im Ermessen der Finanzverwaltung.

Sofern am Handelsgewerbe einer Kapital- 
gesellschaft eine atypisch stille Beteili-
gung nach § 230 HBG besteht, die er-
tragssteuerliche als Mitunternehmerschaft 
zu qualifizieren ist, gilt: 
Weder die Kapitalgesellschaft noch die 
atypisch stille Gesellschaft können Tei-
le eines körperschaftsteuerlichen Organ-
kreises sein (weder als Organträger noch 
als Organgesellschaft).

4. Umsatzsteuer
Steuerschuldnerschaft des Leistungsemp-
fängers bei Bauleistungen – Abgrenzung des 
Begriffs des Bauwerks und der Betriebsvorrich-
tung
BMF-Schreiben vom 28. Juli 2015, III C 3 – 
S 7279/14/10003

§ 13b Abs. 2 Nr. 4 i.V.m. Abs. 5 UStG regelt die Steuerschuld-
verlagerung (Reverse-Charge) bei bestimmten Leistungen im 
Bausektor (sog. Bauleistungen) an einen qualifizierten Leis-
tungsempfänger. Erfasst sind Werklieferungen und sonstige 
Leistungen, die der Herstellung, Instandsetzung, Instandhal-
tung, Änderung oder Beseitigung von Bauwerken dienen. Die 
bloße Lieferung von bebauten Grundstücken aufgrund von 
Kaufverträgen stellt hingegen keine Bauleistung dar.

Mit Urteil vom 28. August 2014 hatte der BFH (V R 7/14) ent-
schieden, dass Betriebsvorrichtungen keine Bauwerke i.S.v.  
§ 13b Abs. 2 Nr. 4 S. 1 UStG sind. In ein Bauwerk eingebau-
te Anlagen seien nur dann Bestandteil des Bauwerks, wenn 
sie für Konstruktion, Bestand, Erhaltung oder Benutzbarkeit 
des Bauwerks von wesentlicher Bedeutung sind. Die Anlage 
müsse hierfür eine Funktion für das Bauwerk selbst haben. 
Diene die Anlage demgegenüber eigenen Zwecken, indem sie 
z. B. durch Stromerzeugung eine Einnahmequelle verschaf-
fen soll, sei sie kein Bauwerksbestandteil. Eine Auslegung des 
Begriffs des Bauwerks entsprechend der Baubetriebe-Verord-
nung komme nicht in Betracht. Soweit die Finanzverwaltung 
in Abschn. 13b.2 Abs. 5 Nr. 2 UStAE davon ausgeht, dass La-
deneinbauten, Schaufensteranlagen und Gaststätteneinrich-
tungen auch dann als Teile eines Bauwerks anzusehen sein 
sollen, wenn es sich bei ihnen um Betriebsvorrichtungen i.S.v. 
§ 68 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BewG handelt, schließt sich der BFH 
dem nicht an. 

Mit BMF-Schreiben vom 28. Juli 2015 hat die Finanzverwal-
tung nun klargestellt, dass das vorgenannte BFH-Urteil nicht 
über den entschiedenen Einzelfall hinaus anzuwenden ist. In-
sofern stellt das BMF-Schreiben einen Nichtanwendungser-
lass dar. Die vom BFH gezogene Schlussfolgerung, dass Be-
triebsvorrichtungen stets nicht zu den Bauwerken i.S.v. § 13b 
Abs. 2 Nr. 4 S. 1 UStG gehören, ist danach unzutreffend. In 
diesem Zusammenhang bittet auch der Bundesrat (BR-Drs. 
18/4902 v. 8. Mai 2015) den Gesetzgeber, bei der Regelung 
des § 13b Abs. 2 Nr. 4 UStG zum Anwendungsbereich des 
Reverse-Charge Verfahrens bei sog. Bauleistungen vor dem 
Hintergrund der BFH-Rechtsprechung eine Klarstellung vor-
zunehmen, die es ermöglicht, in Bezug auf Betriebsvorrich-
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tungen die bisherige Verwaltungsauffassung weitestgehend 
beizubehalten. 

In der Praxis trägt der Nichtanwendungs-
erlass zur Rechtsunsicherheit bei, da die-
ser lediglich die Finanzverwaltung bindet. 
Hingegen sind Finanzgerichte hieran nicht 
gebunden und könnten in Einklang mit der 
BFH-Rechtsprechung entscheiden. Vor 
diesem Hintergrund kommt der seit dem 
1. Oktober 2014 bestehenden Möglich-
keit, dass sich die am Umsatz beteiligten 
Unternehmer darauf einigen können, das 
Reverse-Charge Verfahren anzuwenden, 
wenn objektiv unklar ist, ob tatsächlich ei-
ne Leistung i.S.d. § 13b UStG vorliegt, ei-
ne besondere Bedeutung zu.

Vorsteuerabzug eines Generalmieters
BFH-Urteil vom 15. April 2015, V R 46/13

Mit Urteil vom 15. April 2015 hat der BFH entschieden, inwie-
weit ein Generalmieter zum Vorsteuerabzug berechtigt ist, 
wenn das Mietobjekt teilweise steuerpflichtigen und teilweise 
steuerfreien Zwecken dient. Des Weiteren hat er in seinem Ur-
teil zu einer möglichen Steuerfreiheit von Mietgarantien sowie 
zu deren entgeltlichem Verzicht Stellung bezogen.

In dem zu entscheidenden Fall mietete die Klägerin (als Gene-
ralmieter) eine Passage an, die von den Endmietern gemischt 
genutzt wurde, d. h. ein Teil der Endmieter führte steuerpflich-
tige Ausgangsumsätze aus und ein Teil der Mieter steuerfreie. 
Die Gesamtmiete, die der Generalmieter entrichten muss-
te, setzte sich dabei aus einer pauschalen Nettomiete zzgl. 
Nebenkosten und der Umsatzsteuer für die steuerpflichtig ver-
mieteten Gebäudeteile zusammen. Gemäß dem Generalmiet-
vertrag wurde dabei für die Leerstandsflächen von der Eigen-
tümerin zur Umsatzsteuer optiert.

Eine wirksame Option nach § 9 UStG liegt aber nur insoweit 
vor, als der Generalmieter die Flächen zur Erzielung von steu-
erpflichtigen Ausgangsumsätzen nutzte, nutzt oder zu nutzen 
beabsichtigt. Eine wirksame Option richtet sich daher nach der 
beabsichtigten zukünftigen Nutzung unter Berücksichtigung 
der bisherigen Nutzung. Nach dem Urteil des BFH kann somit 
nicht für alle Leerstandsflächen zur Umsatzsteuer optiert wer-
den, sondern nur für solche, die vorher steuerpflichtig vermie-
tet wurden (Teiloption). 

Des Weiteren verzichtete der Generalmieter in dem vom BFH 
zu entscheidenden Fall gegen Entgelt auf eine Mietgarantie. 
Der BFH hat diesbezüglich entschieden, dass die Vereinba-
rung einer Mietgarantie sowie deren entgeltlicher Verzicht nicht 
nach § 4 Nr. 12 a UStG steuerbefreit sind, da es sich dabei 

Der BFH hat in seinem Urteil nun ent-
schieden, dass sich der Vorsteuerab-
zug eines Generalmieters aus seinen 
Mietaufwendungen nach § 15 Abs. 1 und 
2 Nr. 1 i. V. m. § 9 UStG richtet. Folglich 
ist der Vorsteuerabzug nur insoweit zu-
lässig, als der Generalmieter wirksam zur 
Umsatzsteuer optiert hat. Wird darüber hi-
naus Umsatzsteuer in Rechnung gestellt, 
liegt ein unrichtiger Steuerausweis nach 
§ 14c UStG vor, der kein Recht auf Vor-
steuerabzug begründet.
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nicht um Entgelt für die Überlassung von Räumlichkeiten han-
delt. Die Übernahme einer Mietgarantie ist vielmehr als Über-
nahme von Verbindlichkeiten, Bürgschaften und anderen Si-
cherheiten sowie deren Vermittlung nach § 4 Nr. 8 g UStG 
steuerbefreit. Ein Verzicht auf diese Mietgarantie gegen Ent-
schädigungszahlung ist folglich ebenfalls steuerfrei. Gemäß 
§ 9 Abs. 1 UStG kann auf die Umsatzsteuerfreiheit aber ver-
zichtet und zur Steuerpflicht optiert werden. 

5. Betriebsprüfung
Grenzen der Speicherung digitaler Steuerdaten
BFH-Urteil vom 16. November 2014, 
VIII R 52/12

Der BFH hat in seinem Urteil vom 16. November 2014 über die 
Speicherung und Herausgabe von digitalen Daten bei einer 
Außenprüfung durch das Finanzamt entschieden und dabei 
die Speicherung und Auswertung der digitalen Steuerdaten auf 
mobilen Rechnern außerhalb der Geschäftsräume des Steuer-
pflichtigen und den Diensträumen der Finanzbehörde un-ter-
sagt. Des Weiteren sind die Datenträger nach Bestandskraft 
der Bescheide, die auf Grund der Außerprüfung ergangen 
sind, zu löschen oder zurückzugeben. Zudem kann der Steu-
erpflichtige den Zugriff auf nicht prüfungsrelevante Daten 
einschränken. 

In dem zu entscheidenden Sachverhalt wurde bei einem selb-
ständigen Steuerberater vom Finanzamt eine Außenprüfung 
angeordnet. Die Prüfungsanordnung beinhaltete die Vorla-
ge der Unterlagen auf einem elektronisch verwertbaren Da-
tenträger. Der Kläger verweigerte zu Prüfungsbeginn die Her-
ausgabe eines elektronisch verwertbaren Datenträgers, statt-
dessen sollte der Betriebsprüfer die Prüfung an dem betriebli-
chen System des Klägers vornehmen. Nach erfolglosem Ein-
spruchsverfahren reichte der Kläger Klage mit der Begründung 
ein, dass die Prüfungsanordnung rechtswidrig sei, da das Fi-
nanzamt mitgeteilt hat, die Daten über die Prüfung hinaus bis 
zur Bestandskraft von nach der Außenprüfung erlassenen Be-
scheiden auf seinem System zu speichern.

Das Finanzgericht wies die Klage als unbegründet ab. Der 
BFH hingegen hielt die Revision für zulässig. Er sieht in der 
weitgehend uneingeschränkten Speicherung von überlassenen 
Besteuerungsdaten auf mobilen Rechnern der Finanzverwal-
tung eine Beeinträchtigung des Schutzes der Besteuerungs-
daten des Klägers. 

Der BFH hat entschieden, dass die Finanzverwaltung die 
Überlassung der Unterlagen und Aufzeichnungen auf einem 
maschinell verwertbaren Datenträger generell verlangen kann. 
Auch der freiberuflich tätige Steuerpflichtige ist ungeachtet 
seiner Pflicht zur Wahrung des Berufsgeheimnisses zur Mit-
wirkung verpflichtet. Das Steuergeheimnis gilt auch uneinge-
schränkt für die Informationen, die aufgrund des Datenzugriffs 
gewonnen werden. Die zur Auswertung überlassenen Da-
tenträger sind jedoch spätestens nach Bestandskraft der auf 
Grund der Außenprüfung ergangen Bescheide an den Steuer-
pflichtigen zurückzugeben oder zu löschen. 
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Des Weiteren besitzt der Steuerpflichtige die Möglichkeit, nicht 
relevante oder dem Berufsgeheimnis unterliegende Daten den 
Zugriffsbeschränkungen zu unterwerfen. Um eine missbräuch-
liche Verwendung auszuschließen, dürfen die Daten des Steu-
erpflichtigen nur in seinen Geschäftsräumen oder an Amts-
stelle erhoben und verarbeitet werden. Die Speicherung und 
Aufbewahrung der Datenträger nach tatsächlichem Abschluss 
der Außenprüfung darf nur in den Diensträumen der Finanz-
verwaltung vorgenommen werden, soweit sie noch für Zwecke 
des Besteuerungsverfahrens benötigt werden. Nach Abschluss 
der Außenprüfung sind keine Interessen ersichtlich, die für ei-
ne weitere Speicherung bei der Finanzverwaltung sprechen.

Hinweis: Die Überlassung von Datenträ-
gern sollte vom Steuerpflichtigen doku-
mentiert werden. Nach Bestandskraft der 
Bescheide sollten die Datenträger vom 
Steuerpflichtigen zurückverlangt werden. 
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